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Er ist noch einmal eingesprun-
gen. Mit 69 Jahren unterrichtet
Alain Pichard an der sechsten
Klasse einer Brennpunktschule
in Pieterlen nahe bei Biel. Der
wohl bekannteste Lehrer der
Schweiz ist einer der grössten
Kritiker des Frühfranzösischs.
DerpolitischeWindwehtinseine
Richtung. Im Frühling hat das
Kantonsparlament von Appen-
zell Ausserrhoden entschieden,
Französisch künftig erst ab der
Oberstufe zu unterrichten. Am
MontagistZürichgefolgt,inzehn
weiteren Kantonen sind entspre-
chende Vorstösse hängig. Wir er-
reichen GLP-Politiker und Päda-
gogen mit 46 Jahren Erfahrung
im Klassenzimmer während der
Session des Berner Grossrats.

Alain Pichard, wie ist Ihre
letzte Französischlektion an
der Primarschule verlaufen?
Alain Pichard: Sie fand im letz-
ten Schuljahr in einer 3. Klasse
an der Schule in Pieterlen statt.
Wir haben Lieder gesungen und
Rollenspiele gemacht. Die Lek-
tion war lustig, entspannt und
unnötig.

Unnötig?
Französisch ist eine wunder-
schöne, aber schwierige Spra-
che. Etwa 80 Prozent der Kinder
an meiner Schule haben einen
Migrationshintergrund. Sie be-
kunden zum Teil schon mit
Deutsch erhebliche Mühe. Mit
einer zusätzlichen Fremdspra-
che sind sie komplett überfor-
dert. Für das Lernen einer
Fremdsprache braucht es eine
guteBasisinderErstsprache,die
an der Schule gesprochen wird.

Die Kantone führten den
Fremdsprachenunterricht
nach dem Motto «je früher,
desto besser» ein. Was ist
falsch daran?
In drei Wochenlektionen taucht
man nicht in ein Sprachbad ein,
das für den Spracherwerb nötig

wäre. Also muss die Fremdspra-
che über die Struktur und über
die Grammatik gelernt werden.
Dafür sind Drittklässler aber zu
jung. Sie können kaum die
Buchstaben richtig lesen. Es ge-
lingt ihnen nicht, die Sprache zu
verinnerlichen. Sie können we-
nig sprechen und verstehen we-
nig. Es hapert schon bei den Far-
ben. Wenn ich zum Beispiel
«hier», «aujourd'hui» und «de-
main» (gestern, heute und mor-
gen) sage, weiss praktisch nie-
mand, was das heisst. Die Schü-
ler merken selbst, dass sie unter
den aktuellen Rahmenbedin-
gungen keine Fortschritte erzie-
len. Das erzeugt Frust. Auch
deshalb ist Französisch zu
einem Hassfach geworden.

Der Zürcher Kantonsrat ver-
bannt jetzt Französisch auf
die Oberstufe. Wie werten Sie
diesen Entscheid?
DasParlamenthaterkannt,dass
dieEinführungvonzweiFremd-

sprachen an der Primarschule
ein riesiger Flop war. Die Vor-
verlegung des Fremdsprachen-
unterrichts zahlt sich nicht aus.
Die Ergebnisse zur Überprü-
fung der Grundkompetenzen in
den Kantonen haben dies jüngst
einmal mehr bestätigt. Zahlrei-
che Studien zeigen zudem, dass
Kinder, die erst auf der Oberstu-
fe eine Fremdsprache zu lernen
beginnen,Frühstartereinholen.
Das wusste man bereits, als die
Kantone beschlossen, zwei
Fremdsprachen an der Primar-
schule einzuführen. Es gab und
gibt keine einzige Studie, wel-
che die Wirksamkeit eines frü-
hen Fremdsprachenunterrichts
belegt.

Zürich ist nach der Jahrtau-
sendwende vorgeprescht und
hat begonnen, an der Primar-
schule zuerst Englisch und
dann Französisch zu unter-
richten. War das der Sünden-
fall?

Ja. Zwei Fremdsprachen an der
Primarschule sind definitiv zu
viel. Und es entstand ein Fli-
ckenteppich. Im Rahmen der
Harmonisierungsbemühungen
beschlossen die Kantone an der
Grenze zur Westschweiz, ab der
3. Klasse Französisch zu unter-
richten. Die anderen beginnen
zuerst mit Englisch. Wenn ein
Kind vom Kanton Bern in den
Kanton Zürich zügelt, dann hat
es ein Problem.

Wie soll es mit dem
Fremdsprachenunterricht
weitergehen?
Mein bevorzugtes Modell lau-
tet: Man lernt in der 5. Primar-
klasse Französisch und an der
Oberstufe Englisch. Ich sehe
eine Chance für den Kanton Zü-
rich bei der Umsetzung des Par-
lamentsentscheids.EinigeKlas-
sen könnten mit Französisch an
der Oberstufe beginnen, andere
weiterhin an der Primarschule.
Dann kann man die beiden

Gruppen vergleichen. Ich rech-
ne mit der Bestätigung, dass
Spätstarter Frühstarter einho-
len. Aber die Bildungsfunktio-
näre hätten das Ergebnis
schwarz auf weiss. Und könnten
sich nicht mehr hinter politi-
schen Floskeln wie «Gefahr für
den Landeszusammenhalt»
verstecken. Es ist eine Gefahr,
die sie mit der unsinnigsten
Schulreform der letzten Jahre
notabene selbst heraufbe-
schworen haben.

Genau wegen des Landeszu-
sammenhalts droht Innenmi-
nisterin Elisabeth Baume-
Schneider bereits mit einer
Intervention des Bundes. Das
kann Sie nicht kaltlassen.
Ich verweise gerne auf ein Bon-
mot, das Bundesrat Jean-Pascal
Delamuraz zugeschrieben
wird: «Les Suisses s’entendent
bien parce qu’ils ne se compren-
nent pas.» (Die Schweizer kom-
men gut miteinander aus, weil
sie sich nicht verstehen). Im
Ernst: Entscheidend ist nicht,
wann die Kinder eine zweite
Landessprache lernen, sondern
wie gut sie diese am Ende der
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obligatorischen Schulzeit be-
herrschen. Ich bin leidenschaft-
licher Französischlehrer und
liebe diese Sprache. Ich habe
selbst beobachtet, dass die Kin-
der früher besser Französisch
konnten, obwohl sie erst an der
Oberstufe mit Lernen began-
nen. Wissen Sie, was den Lan-
deszusammenhalt wirklich be-
droht?

Bitte!
Dass die Grundkompetenzen
erodieren. Dass ein Viertel der
Kinder am Ende der obligatori-
schen Schule nicht richtig lesen
und schreiben kann - auch als
Folge verunglückter Reformen
wie dem frühen Fremdspra-
chenunterricht. Allein der Fran-
zösischunterricht hat mit der
Entwicklung neuer Lehrmittel,
die nichts taugen, mehr als 100
Millionen Franken gekostet.
Auch deshalb fällt es den verant-
wortlichen Bildungspolitkern
schwer, ihre Fehler einzugeste-
hen. Aus Angst vor einem Ge-
sichtsverlust verharren sie auf
einer politischen Position, die
aus pädagogischer Sicht nicht
haltbar ist.
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Nein, zufällig verirrt sich nie-
mand in diesen Flecken des
Landes. Dichte Wälder verste-
cken das Dorf Bellelay im Ber-
ner Jura. ÖV-Verbindungen, um
in die 30 Kilometer entfernten
Delsberg und Biel zu gelangen,
gibt es bestenfalls stündlich.
Und das traditionsreiche Klos-
ter beherbergt keine Mönche
mehr, sondern Flüchtlinge.

Gerade deshalb kommt Bel-
lelay eine nationale Ausstrah-
lung zu, findet Asylminister
Beat Jans (SP). Denn bei der Ein-
richtung handelt es sich um ein
Ausbildungszentrum, das Ge-
flüchtete fit für den Pflegeberuf
macht – in 20 Monaten. «Der
Kanton Bern geht mit diesem
Projekt, das auf das Prinzip ‹In-
tegration von Anfang an› setzt,

neue Wege», sagte Jans gestern
vor Ort. Er wünscht sich, dass
Bellelay dem Bund und den
Kantonen als «Vorbild» dient.
Die Erfahrungen des Projekts
fliessen auch in die neue Asyl-
strategie ein.

Integrationsbemühungen
gibt es zwar im ganzen Land.
Neu in Bellelay ist, dass die Teil-
nehmenden eine standardisier-
te Ausbildung mit vier Modulen
durchlaufen, bis sie das national
anerkannte Pflegehelfer-Dip-
lom des Schweizerischen Roten
Kreuzes in den Händen halten.
Zur Ausbildung gehören auch
Sprachkurse (auf Französisch)
und Praktika.

Eine Geflüchtete erklärt
ihre Motivation
Seit der Eröffnung vor 16 Mona-
ten hat das Zentrum 100 Perso-

nen aufgenommen: Manche ka-
men direkt vom Bundesasyl-
zentrum, andere haben den
Status als vorläufig Aufgenom-
mene oder sind anerkannte
Flüchtlinge. Die ersten schlies-
sen die Ausbildung bald ab. Bei
Andrea-Frida Mayala (39) aus
der Demokratischen Republik
Kongo ist es nächsten Frühling
so weit. Im Unterschied zu den
meisten anderen Teilnehmen-
den lebt sie nicht in den Zim-
mern mit vier bis sechs Betten
im ehemaligen Kloster, das
noch bis 2021 eine psychiatri-
sche Klinik war. Vielmehr hat
Mayala schon eine eigene Woh-
nung. Sie hat klare Vorstellun-
gen für die Zukunft.« Ich will in
der Pflege arbeiten und finan-
ziell unabhängig sein», sagt die
Kongolesin. Mayala kam vor
zweieinhalb Jahren in die

Julian Spörri Schweiz. In ihrem Heimatland
hat sie nie im Pflegebereich ge-
arbeitet. Das Praktika im Alters-
heim habe sie aber schnell über-
zeugt, zumal es in diesem Be-
reich viele Jobs gebe. Stichwort:
Fachkräftemangel.

Gemäss der aktuellsten Aus-
gabe des Jobradars, welche die
Arbeitsmarkt-Forschungsfirma
X28 quartalsweise veröffent-
licht,gibtesderzeitimPflegebe-
reich 14'166 offene Stellen. Das
Bevölkerungswachstumunddie
Alterung führen dazu, dass sich
die Situation weiter verschärft.

Beat Jans: So spart
der Bund Geld
Gleichzeitig liegt Potenzial
brach: Bei den Menschen, die
2017 in die Schweiz flüchteten
und vorläufig aufgenommen
oder als Flüchtlinge anerkannt

wurden, hat nach sieben Jahren
nur die Hälfte eine Arbeit. Das
zeigt die Statistik des Staatsse-
kretariatsfürMigration.Beispä-
ter angekommenen Flüchtlin-
gen dürften die Zahlen besser
ausfallen, was mitunter den An-
strengungen in den letzten Jah-
ren zu verdanken ist.

Das Ausbildungszentrum in
Bellelay reiht sich in diese Ent-
wicklung ein: Mit ihm – sowie
einem zweiten Zentrum in
Ringgenberg bei Interlaken –
wolle man die Integration ver-
bessern und «den Personal-
mangel im Gesundheitswesen
lindern», so der Berner Gesund-
heitsdirektor Pierre Alain
Schnegg (SVP). Er hat das Pro-
jekt initiiert und kündigte ges-
tern an, das Modell auf andere
Berufe ausdehnen zu wollen.
Nur wenige Stunden zuvor hatte

sich seine Partei in Bundesbern
ebenfalls die Zuwanderung vor-
geknöpft.Siemachtdiesefürdie
steigenden Gesundheitskosten
verantwortlich und fordert eine
höhere Kostenbeteiligung von
Zuwanderern sowie einge-
schränkte Leistungen für Asyl-
bewerbende.

Angriffige Rhetorik in Bun-
desbern, Optimismus in Belle-
lay: Der Kontrast könnte grösser
nicht sein. Doch was ist mit den
Kosten des Pionierprojekts?
WährendderKantonBernkeine
Zahlen liefern konnte, betonte
Bundesrat Jans: «Die Rechnung
geht für den Bund definitiv auf.»
Dies, weil die Kantone Integra-
tionspauschalen pro Person
ausbezahlt erhalten. Wenn je-
mand eine Arbeit findet, wer-
den diese hinfällig – und der
Bund spart.

Pädagoge mit Leib und Seele: Der GLP-Grossrat Alain Pichard. Bild: zvg

«Die unsinnigste Reform der letzten Jahre»
Der Zürcher Kantonsrat verbannt Französisch auf die Oberstufe. Lehrer Alain Pichard sieht darin eine Chance.

Flüchtlinge sollen Pflegemangel lindern
Asylminister Jans besucht ein neuartiges Ausbildungszentrum in Bern – und hofft, dass andere Kantone nachziehen.


